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Rundschreiben Nr. 31/2018 
 
 
 
 
An alle 
Kreditinstitute 
 
 
1. Finanzsanktionen angesichts der Lage in Iran 
 - Durchführungsverordnung (EU) 2018/565 des Rates vom 12. April 2018 
2.  Finanzsanktionen gegen Personen, die gegen das Waffenembargo betreffend die 
 Demokratische Republik Kongo verstoßen 
 - Durchführungsverordnung (EU) 2018/566 des Rates vom 12. April 2018 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir möchten Sie über die folgenden Entwicklungen im Bereich Finanzsanktionen unterrichten: 
 
1. Der Rat der Europäischen Union hat mit Durchführungsverordnung (EU) 2018/5651 (Anla-

ge 1) die Einträge zu 29 Personen und einer Organisation in Anhang I der Verordnung 
(EU) Nr. 359/20112 (Sanktionsregime Iran) aktualisiert (u.a. durch Hinzufügen neuer Alias-
Namen). 

 
2. Ferner hat der Rat der Europäischen Union mit Durchführungsverordnung (EU) 2018/5663 

(Anlage 2) die Listungsbegründung für zwei Personen in Anhang Ia der Verordnung (EG) 
Nr. 1183/20054 (Sanktionsregime Demokratische Republik Kongo) geändert. 

_____________ 
1
  Durchführungsverordnung (EU) 2018/565 des Rates vom 12. April 2018 zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 
des Rates über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in 
Iran 

2
  Verordnung (EU) Nr. 359/2011 des Rates vom 12. April 2011 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen, Organisa-
tionen und Einrichtungen angesichts der Lage in Iran  

3
  Durchführungsverordnung (EU) 2018/566 des Rates vom 12. April 2018 zur Durchführung des Artikels 9 der Verordnung (EG) 
Nr. 1183/2005 über die Anwendung spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen Personen, die gegen das Waffenembargo betref-
fend die Demokratische Republik Kongo verstoßen 

4  Verordnung (EG) Nr. 1183/2005 des Rates vom 18. Juli 2005 über die Anwendung spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen 
Personen, die gegen das Waffenembargo betreffend die Demokratische Republik Kongo verstoßen 
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Wir bitten Sie auf der Grundlage von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 uns 
 

spätestens bis zum 20. April 2018 
 

per E-Mail oder in Ausnahmefällen per Telefax mitzuteilen, ob und welche Gelder bei Ihnen 
von der Durchführungsverordnung (EU) 2018/565 betroffen sind. 
 
Fehlanzeigen, die auf jeden Fall erforderlich sind, oder Positivmeldungen bitten wir aus-
schließlich unter Beachtung der beigefügten Hinweise (Anlage 3) zu übermitteln. Mit der-
art aufbereiteten Meldungen unterstützen Sie uns bei der Bearbeitung Ihrer Antworten und 
vermeiden Rückfragen. 
 
Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass Sie verpflichtet sind, sich nach dieser Abfrage 
ergebende Änderungen bezüglich der Vermögenswerte, die von Finanzsanktionen 
betroffen sind, unaufgefordert zu melden. 
 
Wir haben die Rechtsakte zu Finanzsanktionen auf folgender Website der Deutschen Bundes-
bank unter dem jeweiligen Sanktionsregime eingestellt: 
http://www.bundesbank.de/Navigation/DE/Service/Finanzsanktionen/finanzsanktionen.html 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Deutsche Bundesbank 
Hauptverwaltung in Bayern 
Mayrhofer Brosig 
 
 
 
Anlagen 

http://www.bundesbank.de/Navigation/DE/Service/Finanzsanktionen/finanzsanktionen.html


II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/565 DES RATES 

vom 12. April 2018 

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 des Rates über restriktive Maßnahmen 
gegen bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Iran 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 359/2011 des Rates vom 12. April 2011 über restriktive Maßnahmen gegen 
bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Iran (1), insbesondere auf Artikel 12 
Absatz 1, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 12. April 2011 die Verordnung (EU) Nr. 359/2011 angenommen. 

(2) Auf der Grundlage einer Überarbeitung des Beschlusses 2011/235/GASP des Rates (2) hat der Rat beschlossen, 
dass die darin enthaltenen restriktiven Maßnahmen bis zum 13. April 2019 verlängert werden sollten. 

(3) Der Rat ist außerdem zu dem Schluss gelangt, dass die Einträge zu 29 Personen und einer Organisation, die im 
Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 aufgeführt sind, aktualisiert werden sollten. 

(4) Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 sollte entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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(1) ABl. L 100 vom 14.4.2011, S. 1. 
(2) Beschluss 2011/235/GASP des Rates vom 12. April 2011 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen 

angesichts der Lage in Iran (ABl. L 100 vom 14.4.2011, S. 51). 

Anlage 1



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Luxemburg am 12. April 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
T. DONCHEV  
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ANHANG 

Die folgenden Einträge ersetzen die entsprechenden Einträge in der Liste der natürlichen und juristischen Personen, 
Organisationen und Einrichtungen in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 359/2011: 

„Personen  

Name Identifizierungsinformati­
onen Gründe 

Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. AHMADI- 
MOQADDAM 
Esmail 

Geburtsort: Teheran 
(Iran) 

Geburtsdatum: 1961 

Ehemaliger Chefberater für Sicherheitsfragen des Leiters 
des Generalstabs der Streitkräfte. Ehemaliger Chef der ira­
nischen Polizei (von 2005 bis Anfang 2015). Polizeikräfte 
unter seiner Führung führten brutale Angriffe auf friedliche 
Proteste und am 15. Juni 2009 einen gewaltsamen Angriff 
bei Nacht auf die Schlafsäle der Teheraner Universität 
durch. Derzeit Leiter des iranischen Hauptquartiers für die 
Unterstützung des jemenitischen Volkes. 

12.4.2011 

3. ARAGHI (ERAGHI) 
Abdollah  

Ehemaliger stellvertretender Leiter der Landstreitkräfte der 
Iranischen Revolutionsgarde. Hatte direkte und persönliche 
Verantwortung für die Niederschlagung der Proteste den 
ganzen Sommer 2009 über. 

12.4.2011 

9. NAQDI 
Mohammad-Reza 

Geburtsort: Nadschaf 
(Irak) 

Geburtsdatum: 
etwa 1952 

Stellvertretender Leiter der Iranischen Revolutionsgarde für 
kulturelle und soziale Angelegenheiten. Ehemaliger Kom­
mandeur der Bassidsch. Als Kommandeur der Bassidsch- 
Streitkräfte der Iranischen Revolutionsgarde war Naqdi für 
Übergriffe der Bassidsch Ende 2009, einschließlich für die 
gewaltsame Reaktion auf die Proteste am Aschura-Tag, bei 
denen 15 Menschen starben und Hunderte von Protestteil­
nehmern verhaftet wurden, verantwortlich oder daran be­
teiligt. Vor seiner Ernennung zum Kommandeur der Bas­
sidsch im Oktober 2009 war Naqdi Leiter der 
Geheimdienstabteilung der Bassidsch und verantwortlich 
für die Verhöre der Personen, die bei der Niederschlagung 
der Proteste nach den Wahlen verhaftet wurden. 

12.4.2011 

10. RADAN  
Ahmad-Reza 

Geburtsort: Isfahan 
(Iran) 

Geburtsdatum: 1963 

Ehemals zuständig für das Zentrum für strategische Stu­
dien der iranischen Strafverfolgungsbehörde, einer mit der 
iranischen Polizei verbundenen Einrichtung. Ehemaliger 
Leiter des Zentrums der Polizei für strategische Studien, 
ehemaliger stellvertretender Leiter der iranischen Polizei 
(bis Juni 2014). Als stellvertretender Leiter der iranischen 
Polizei seit 2008 war Radan dafür verantwortlich, dass Po­
lizeikräfte Protestteilnehmer geschlagen, ermordet oder 
willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. Derzeit 
Kommandeur des Korps der Iranischen Revolutionsgarde, 
verantwortlich für die Ausbildung irakischer „Anti-Terror“- 
Kräfte. 

12.4.2011 

11. RAJABZADEH 
Azizollah  

Ehemaliger Leiter der Teheraner Organisation für Katastro­
phenschutz (TDMO). Ehemaliger Leiter der Teheraner Poli­
zei (bis Januar 2010). 

Als Kommandeur der Strafverfolgungs-kräfte im Großraum 
Teheran ist Azizollah Rajabzadeh der hochrangigste Be­
schuldigte im Fall der Übergriffe in der Haftanstalt Kahri­
zak. 

12.4.2011 

12. SAJEDI-NIA Hossein  Stellvertretender Kommandeur für Polizeieinsätze. Ehemali­
ger Leiter der Teheraner Polizei, ehemaliger stellvertreten­
der Leiter der iranischen Polizei mit Zuständigkeit für Poli­
zeieinsätze. Er ist für das Innenministerium für die 
Koordinierung von Repressionseinsätzen in der iranischen 
Hauptstadt zuständig. 

12.4.2011 
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Name Identifizierungsinformati­
onen Gründe 

Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

13. TAEB Hossein Geburtsort: Teheran 

Geburtsdatum: 1963 

Leiter des Geheimdienstes des Korps der Iranischen Revo­
lutionsgarde (IRGC). Ehemaliger Stellvertretender Komman­
deur des Korps der Iranischen Revolutionsgarde (IRGC) für 
den Geheimdienst. Ehemaliger Kommandeur der Bassidsch 
(bis Oktober 2009). Die Streitkräfte unter seinem Kom­
mando haben an Massenschlägereien, an der Ermordung, 
Inhaftierung und Folterung friedlicher Protestteilnehmer 
teilgenommen. 

12.4.2011 

16. HADDAD Hassan 
(alias Hassan 
ZAREH DEHNAVI)  

Ehemaliger stellvertretender Sicherheitsbeauftragter des Re­
volutionsgerichts in Teheran. Ehemaliger Richter am Revo­
lutionsgericht in Teheran, Abteilung 26. Er war zuständig 
für die Fälle von Inhaftierten, die während der Krise nach 
den Wahlen festgenommen wurden, und drohte regelmä­
ßig den Familien der Inhaftierten, um ihr Schweigen zu er­
langen. Er wirkte an der Ausstellung von Befehlen zur In­
haftierung in der Haftanstalt Kahrizak mit. Im November 
2014 wurde seine Rolle beim Tod von Gefangenen von 
den iranischen Behörden offiziell anerkannt. 

12.4.2011 

21. MOHSENI-EJEI 
Gholam-Hossein 

Geburtsort: Ejiyeh 

Geburtsdatum: 
etwa 1956 

Mitglied des Schlichtungsrates. Generalstaatsanwalt von 
Iran seit September 2009 und Stellvertretender Leiter und 
Sprecher der Justiz. Ehemaliger Geheimdienstminister 
(während der Wahlen 2009). In seiner Zeit als Geheim­
dienstminister während der Wahlen 2009 waren ihm un­
terstehende Angehörige des Geheimdienstes verantwortlich 
für Inhaftierungen, Folter und Erpressung falscher Geständ­
nisse unter Druck von Hunderten von Aktivisten, Journa­
listen, Dissidenten und Reformpolitikern. Außerdem wur­
den politische Akteure bei unerträglichen Verhören, bei 
denen es zu Folter, Misshandlung, Erpressung und Bedro­
hung von Familienangehörigen kam, zu falschen Geständ­
nissen gezwungen. 

12.4.2011 

26. SHARIFI Malek 
Adjar (alias SHARIFI 
Malek Ajdar)  

Richter am Obersten Gerichtshof, Leiter der 43. Sektion. 
Ehemaliger Leiter der Justiz in Ostaserbaidschan. Er war 
zuständig für das Gerichtsverfahren gegen Sakineh Mo­
hammadi-Ashtiani. 

12.4.2011 

28. YASAGHI Ali-Akbar  Richter am Obersten Gerichtshof, Leiter der 44. Sektion. 
Ehemaliger Vorstandsvorsitzender der Setad-e-Dieh-Stif­
tung. Ehemaliger oberster Richter am Revolutionsgericht 
von Maschhad. Gerichtsverfahren unter seiner Aufsicht 
wurden summarisch und unter Ausschluss der Öffent­
lichkeit geführt, wobei Grundrechte der Angeklagten miss­
achtet wurden. Da Vollzugsentscheidungen en masse ge­
troffen wurden, wurden Todesstrafen ohne faire 
Anhörungsverfahren verhängt. 

12.4.2011 

32. ZANJIREI 
Mohammad-Ali  

Leitender Berater des Leiters und ehemaliger stellvertreten­
der Leiter der Gefängnisorganisation in Iran, verantwortlich 
für Übergriffe und Entrechtung in Haftanstalten. Er ordnete 
für viele Insassen Einzelhaft an. 

12.4.2011 

33. ABBASZADEH- 
MESHKINI 
Mahmoud  

Berater des Menschenrechtsrats. Ehemaliger Sekretär des 
Menschenrechtsrats. Ehemaliger Gouverneur der Provinz 
Ilam. Ehemaliger Politischer Direktor im Innenministerium. 
Als Leiter des Ausschusses nach Artikel 10 des Gesetzes 
über die Aktivitäten der politischen Parteien und Gruppie­
rungen war er für die Genehmigung von Demonstrationen 
und anderen öffentlichen Veranstaltungen und für die 
Registrierung von politischen Parteien zuständig.  

10.10.2011 
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Name Identifizierungsinformati­
onen Gründe 

Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

Im Jahr 2010 verbot er zeitweilig die Aktivitäten von zwei 
reformpolitischen Parteien, die mit Mussawi in Verbindung 
stehen — der Islamisch-Iranischen Beteiligungsfront und 
der Organisation der Mudschahidin der Islamischen Revo­
lution. 

Ab 2009 hat er durchweg alle nicht von Regierungsstellen 
organisierten Zusammenkünfte verboten und damit das 
verfassungsmäßige Recht auf Protest verweigert; in der 
Folge wurden in Verletzung des Rechts auf Versammlungs­
freiheit zahlreiche friedliche Demonstranten verhaftet. 

Ferner hat er der Opposition 2009 die Genehmigung einer 
Trauerfeier für die bei den Protesten gegen die Präsident­
schaftswahlen getöteten Menschen verweigert.  

34. AKBARSHAHI  
Ali-Reza  

Ehemaliger Generaldirektor der zentralen Drogenkontroll­
stelle (Drug Control Headquarters, alias Anti-Narcotics 
Headquarters — zentrale Drogenbekämpfungsstelle) Irans. 
Ehemaliger Befehlshaber der Teheraner Polizei. Die unter 
seiner Führung stehenden Polizeikräfte waren verantwort­
lich für die Anwendung von außergerichtlicher Gewalt ge­
gen Verdächtige bei der Festnahme und während der Un­
tersuchungshaft. Die Teheraner Polizei war ferner an den 
Razzien in Teheraner Studentenwohnheimen im Juni 2009 
beteiligt, bei denen nach Angaben eines Ausschusses des 
iranischen Parlaments (Majlis) mehr als 100 Studenten von 
der Polizei und den Bassidsch-Milizen verletzt worden wa­
ren. Derzeit Leiter der Bahnpolizei. 

10.10.2011 

36. AVAEE Seyyed  
Ali-Reza (alias 
AVAEE Seyyed 
Alireza)  

Justizminister. Ehemaliger Direktor des Büros für Sonderer­
mittlungen. Bis Juli 2016 stellvertretender Innenminister 
und Leiter des öffentlichen Registers. Berater am Diszipli­
nargericht für Richter (seit April 2014). Ehemaliger Präsi­
dent der Gerichtsbarkeit in Teheran. In dieser Eigenschaft 
war er verantwortlich für Menschenrechtsverletzungen, 
willkürliche Verhaftungen, die Verweigerung von Gefange­
nenrechten und die Zunahme von Hinrichtungen. 

10.10.2011 

40. HABIBI Mohammad 
Reza  

Leiter des Büros des Justizministeriums in Yazd. Ehemaliger 
stellvertretender Staatsanwalt von Isfahan. Mitschuldig an 
Gerichtsverfahren, bei denen das Recht der Angeklagten 
auf ein faires Verfahren verweigert wurde, wie im Fall von 
Abdollah Fathi, der im Mai 2011 hingerichtet wurde, nach­
dem sein Anspruch auf rechtliches Gehör missachtet und 
seine psychischen Gesundheitsprobleme von Habibi wäh­
rend seines Verfahrens im März 2010 nicht berücksichtigt 
worden waren. Er ist daher mitschuldig an einer schwer­
wiegenden Verletzung des Rechts auf ein ordnungsgemäßes 
Gerichtsverfahren und hat damit zur übermäßigen und zu­
nehmenden Anwendung der Todesstrafe und zu einem 
starken Anstieg der Zahl der Hinrichtungen seit Anfang 
2011 beigetragen. 

10.10.2011 

45. JOKAR Mohammad 
Saleh  

Beauftragter für parlamentarische Angelegenheiten der Re­
volutionsgarden. Von 2011 bis 2016 stellvertretender Par­
lamentsabgeordneter für die Provinz Yazd und Mitglied des 
Parlamentsausschusses für nationale Sicherheit und Außen­
politik. Ehemaliger Befehlshaber von Studenten-Bassidsch- 
Milizen. 

In seiner Eigenschaft als Befehlshaber von Studenten-Bas­
sidsch-Milizen war er aktiv an der Unterdrückung von Pro­
testen an Schulen und Universitäten und an der außerge­
richtlichen Inhaftierung von Aktivisten und Journalisten 
beteiligt. 

10.10.2011 

13.4.2018 L 95/5 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Name Identifizierungsinformati­
onen Gründe 

Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

48. MAHSOULI Sadeq 
(alias MAHSULI 
Sadeq) 

Geburtsort: Oroumieh 
(Iran) 

Geburtsdatum: 1959/60 

Berater des ehemaligen Präsidenten und derzeitigen Mit­
glieds des Schlichtungsrats, Mahmoud Ahmadinejad, und 
Stellvertretender Leiter der ‚Front der Beharrlichkeit‘. Minis­
ter für Wohlfahrt und soziale Sicherheit (zwischen 2009 
und 2011). Innenminister (bis August 2009). In dieser Ei­
genschaft hatte Mahsouli die Anordnungsbefugnis über 
alle Polizeikräfte, Sicherheitsbeamten des Innenministe­
riums und Zivilbeamten. Die Einsatzkräfte unter seiner Lei­
tung waren verantwortlich für die Angriffe auf die Studen­
tenwohnheime der Teheraner Universität vom 14. Juni 
2009 und die Folterung von Studenten im Kellergeschoss 
des Ministeriums (das berüchtigte Kellergeschoss 4). An­
dere Protestteilnehmer wurden in der Untersuchungshaft­
anstalt Kahrizak, die von der Polizei unter Mahsoulis Kon­
trolle betrieben wurde, schwer misshandelt. 

10.10.2011 

50. OMIDI Mehrdad 
(alias Reza; OMIDI 
Reza)  

Leiter der Sektion VI der Polizei, Ermittlungsabteilung. Ehe­
maliger Leiter der Nachrichtendienste bei der iranischen 
Polizei. Ehemaliger Leiter der Abteilung für Computerkri­
minalität der iranischen Polizei. Er ist verantwortlich für 
Tausende von Untersuchungen und Anklagen gegen Mit­
glieder der Reformbewegung und der politischen Opposi­
tion, die das Internet benutzen. Er ist damit verantwortlich 
für die Anordnung schwerer Menschenrechtsverletzungen 
durch die Unterdrückung von Personen, die für die Vertei­
digung ihrer legitimen Rechte, einschließlich des Rechts 
auf freie Meinungsäußerung, eingetreten sind. 

10.10.2011 

51. SALARKIA 
Mahmoud 

Ehemaliger Direktor des 
Teheraner Fußballvereins 
‚Persepolis‘. 

Ehemaliger Leiter des Ausschusses für Benzin und Verkehr 
der Stadt Teheran. Stellvertreter des Generalstaatsanwalts 
von Teheran, zuständig für Gefängnisangelegenheiten wäh­
rend der Niederschlagung der Proteste von 2009. 

Als Stellvertreter des Generalstaatsanwalts von Teheran für 
Gefängnisangelegenheiten war er für zahlreiche Haftbefehle 
gegen unschuldige, friedlich Protestierende und Aktivisten 
unmittelbar verantwortlich. Zahlreiche Berichte von Men­
schenrechtsverteidigern zeigen, dass auf seine Weisung 
praktisch alle Festgenommenen ohne Zugang zu ihren An­
wälten und Familien und ohne Anklage über unterschiedli­
che Zeiträume in Isolationshaft gehalten werden, und zwar 
oft unter Bedingungen, die einem Verschwindenlassen 
gleichkommen. Ihre Familien werden häufig nicht von der 
Festnahme unterrichtet. 

10.10.2011 

53. TALA Hossein (alias 
TALA Hosseyn)  

Bürgermeister von Eslamshahr. Ehemaliges Mitglied des 
iranischen Parlaments. Ehemaliger Generalgouverneur (‚Far­
mandar‘) der Provinz Teheran (bis September 2010), zu­
ständig für Polizeieinsätze und somit für die Unterdrü­
ckung von Demonstrationen. Im Dezember 2010 wurde er 
für seine Rolle bei der Niederschlagung der Proteste nach 
den Wahlen ausgezeichnet. 

10.10.2011 

54. TAMADDON 
Morteza (alias 
TAMADON 
Morteza) 

Geburtsort: Shahr  
Kord-Isfahan 

Geburtsdatum: 1959 

Ehemaliger Leiter des Sicherheitsrates der Provinz Teheran. 
Ehemaliger IRGC-Generalgouverneur der Provinz Teheran. 
Als Gouverneur und Leiter des Sicherheitsrats der Provinz 
Teheran trägt er die Gesamtverantwortung für alle repressi­
ven Maßnahmen der IGRC in der Provinz Teheran, ein­
schließlich der seit Juni 2009 laufenden Niederschlagung 
der politischen Proteste. Derzeit Mitglied des Vorstands der 
Technischen Universität Khajeh Nasireddin Tusi. 

10.10.2011 
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55. ZEBHI Hossein  Richter am Obersten Gerichtshof. Ehemaliger Stellvertreter 
des iranischen Generalstaatsanwalts. Zuständig für mehrere 
Rechtssachen im Zusammenhang mit den Protesten nach 
den Wahlen. 

10.10.2011 

59. BAKHTIARI Seyyed 
Morteza 

Geburtsort: Maschhad 
(Iran) 

Geburtsdatum: 1952 

Stellvertretender Wächter des Imam-Reza-Schreins. Ehema­
liger Beamter am Religionssondergericht (‚Special Clerical 
Tribunal‘). Ehemaliger Justizminister (2009-2013). Wäh­
rend seiner Amtszeit als Justizminister fielen die Haftbedin­
gungen in Iran deutlich hinter die allgemein anerkannten 
internationalen Standards zurück; ferner war die Misshand­
lung von Gefangenen gängige Praxis. Des Weiteren spielte 
er eine Schlüsselrolle bei Drohungen und Schikanen gegen 
die iranische Diaspora, da er die Einrichtung eines Sonder­
gerichtshofs mit spezieller Zuständigkeit für im Ausland 
lebende Iraner ankündigte. Ferner kam es unter seiner Lei­
tung zu einem starken Anstieg der Zahl von Hinrichtungen 
in Iran, darunter auch von der Regierung nicht bekannt ge­
gebene geheime Hinrichtungen und Hinrichtungen wegen 
Drogendelikten. 

10.10.2011 

60. HOSSEINI 
Dr. Mohammad 
(alias HOSSEYNI 
Dr. Seyyed 
Mohammad; Seyed, 
Sayyed und Sayyid) 

Geburtsort: Rafsanjan, 
Kerman 

Geburtsdatum: 1961 

Berater des früheren Präsidenten Mahmoud Ahmadinejad 
und Sprecher der politischen Hardliner-Gruppierung 
YEKTA. Ehemaliger Minister für Kultur und islamische 
Führung (2009-2013). Als ehemaliges Mitglied des IRGC 
war er an der Repression gegen Journalisten beteiligt. 

10.10.2011 

69. MORTAZAVI Seyyed 
Solat 

Geburtsort: Farsan, 
Tchar Mahal-o-Bakhtiari 
(Süden) (Iran) 

Geburtsdatum: 1967 

Ehemaliger Bürgermeister von Maschhad, der zweitgrößten 
Stadt Irans, in der regelmäßig öffentliche Hinrichtungen 
stattfinden. Ehemaliger stellvertretender Innenminister, zu­
ständig für politische Angelegenheiten. Er war verantwort­
lich für die Anordnung der Unterdrückung von Personen, 
die für die Verteidigung ihrer legitimen Rechte, einschließ­
lich des Rechts auf freie Meinungsäußerung, eingetreten 
waren. Später zum Leiter der iranischen Wahlkommission 
für die Parlamentswahlen 2012 und die Präsidentschafts­
wahlen 2013 ernannt. 

23.3.2012 

73. FAHRADI Ali  Stellvertretender Leiter der Aufsichtsbehörde für Rechtsfra­
gen und öffentliche Kontrolle des Justizministeriums in Te­
heran. Ehemaliger Staatsanwalt von Karaj. Verantwortlich 
für schwere Menschenrechtsverletzungen, einschließlich 
der Durchführung von Verfahren, in denen die Todesstrafe 
verhängt wird. Während seiner Amtszeit als Staatsanwalt 
kam es im Bezirk Karaj zu einer hohen Zahl von Hinrich­
tungen. 

23.3.2012 

75. RAMEZANI 
Gholamhossein  

Seit 2011 Chef des Geheimdienstes des Ministeriums der 
Verteidigung; von November 2009 bis März 2011 Ge­
heimdienstkommandeur der Pasdaran; von März 2008 bis 
November 2009 stellvertretender Geheimdienstkomman­
deur der Pasdaran; von April 2006 bis März 2008: Schutz- 
und Geheimdienstleiter der Pasdaran. Beteiligt an der Un­
terdrückung der Freiheit der Meinungsäußerung, auch 
durch seine Verbindung zu den Personen, die 2004 für die 
Festnahme von Bloggern bzw. Journalisten verantwortlich 
waren; spielte ferner im Jahr 2009 Berichten zufolge eine 
Rolle bei der Unterdrückung der Proteste nach den Wah­
len. 

23.3.2012 

13.4.2018 L 95/7 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Name Identifizierungsinformati­
onen Gründe 

Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

82. SARAFRAZ 
Mohammad (Dr.) 
(alias Haj-agha 
Sarafraz) 

Geburtsort: Teheran 

Geburtsdatum: 1963 

Wohnort: Teheran 
Arbeitsplatz: Hauptsitz 
der IRIB und von 
PressTV, Teheran. 

Ehemaliges Mitglied des Obersten Rates für den Cyber­
space. Ehemaliger Präsident der Islamic Republic of Iran 
Broadcasting (IRIB). Als ehemaliger Leiter des Weltdienstes 
und des Pressefernsehens (Press TV) der staatlichen Rund­
funkgesellschaft des Iran (IRIB) war er verantwortlich für 
alle programmgestalterischen Entscheidungen. Eng mit 
dem Staatssicherheitsapparat verbunden. Unter seiner Lei­
tung haben Press TV und IRIB mit den iranischen Sicher­
heitsdiensten und mit Staatsanwälten zusammengearbeitet, 
um erzwungene Geständnisse von Häftlingen einschließlich 
des iranisch-kanadischen Journalisten und Filmemachers 
Maziar Bahari im Wochenprogramm ‚Iran Today‘ auszu­
strahlen. Die unabhängige britische Rundfunk-Regulie­
rungsstelle OFCOM hat 2011 wegen der Ausstrahlung des 
Geständnisses von Bahari gegen Press TV im Vereinigten 
Königreich eine Geldstrafe in Höhe von 100 000 GBP ver­
hängt; das Geständnis wurde im Gefängnis gefilmt, wäh­
rend Bahari unter Zwang stand. Sarafraz steht daher in 
Verbindung mit Verletzungen des Rechts auf ein ordnungs­
gemäßes und faires Verfahren. 

12.3.2013  

Organisationen  

Name Identifizierungsinformation Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. Cyber-Polizei Ort: Teheran, Iran 

Website: http://www. 
cyberpolice.ir 

Die im Januar 2011 gegründete iranische Cyberpolizei ist 
eine Einheit der Polizei der Islamischen Republik Iran; sie 
stand zu dieser Zeit (bis Anfang 2015) unter der Leitung 
von Esmail Ahmadi-Moqaddam (in der Liste aufgeführt). 
Ahmadi-Moqaddam hat unterstrichen, dass die Cyberpoli­
zei gegen antirevolutionäre Gruppen und Dissidentengrup­
pen vorgehen werde, die 2009 internetgestützte soziale 
Netze genutzt hätten, um Proteste gegen die Wiederwahl 
von Präsident Mahmoud Ahmadinejad auszulösen. Im Ja­
nuar 2012 erließ die Cyberpolizei neue Leitlinien für Inter­
netcafés, wonach die Nutzer verpflichtet sind, persönliche 
Daten anzugeben, die von den Betreibern der Internetcafés 
für sechs Monate zusammen mit einem Verzeichnis der be­
suchten Websites aufzubewahren sind. Nach diesen Vor­
schriften sind Internetcafé-Betreiber ebenfalls verpflichtet, 
Video-Überwachungskameras zu installieren und deren 
Aufzeichnungen sechs Monate aufzubewahren. Durch diese 
neuen Vorschriften können Protokolle über Internetsitzun­
gen erstellt werden, die von den Behörden zum Aufspüren 
von Aktivisten oder von Personen, die als Bedrohung für 
die nationale Sicherheit gelten, genutzt werden können. 

Im Juni 2012 berichteten iranische Medien, dass die Cyber­
polizei gegen virtuelle private Netze (VPN) vorgehen 
werde. Am 30. Oktober 2012 hat die Cyberpolizei den 
Blogger Sattar Beheshti wegen ‚Aktivitäten gegen die natio­
nale Sicherheit in sozialen Netzen und auf Facebook‘ ohne 
Haftbefehl festgenommen. Beheshti hatte die iranische Re­
gierung in seinem Blog kritisiert. Am 3. November 2012 
wurde Beheshti tot in seiner Gefängniszelle aufgefunden; er 
soll von der Cyberpolizei zu Tode gefoltert worden sein. 

12.3.2013“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/566 DES RATES 

vom 12. April 2018 

zur Durchführung des Artikels 9 der Verordnung (EG) Nr. 1183/2005 über die Anwendung 
spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen Personen, die gegen das Waffenembargo betreffend die 

Demokratische Republik Kongo verstoßen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1183/2005 des Rates vom 18. Juli 2005 über die Anwendung spezifischer 
restriktiver Maßnahmen gegen Personen, die gegen das Waffenembargo betreffend die Demokratische Republik Kongo 
verstoßen (1), insbesondere auf Artikel 9, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 18. Juli 2005 hat der Rat die Verordnung (EG) Nr. 1183/2005 angenommen. 

(2) Infolge der Überprüfung der eigenständigen Sanktionen nach Artikel 2b der Verordnung (EG) Nr. 1183/2005 
sollte die Begründung für zwei Personen geändert werden. 

(3) Anhang Ia der Verordnung (EG) Nr. 1183/2005 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang Ia der Verordnung (EG) Nr. 1183/2005 wird nach Maßgabe des Anhangs der vorliegenden Verordnung 
geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Luxemburg am 12. April 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
T. DONCHEV

13.4.2018 L 95/9 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 193 vom 23.7.2005, S. 1. 

Anlage 2



ANHANG 

Die Einträge zu den nachstehend aufgeführten Personen werden durch die folgenden Einträge ersetzt: 

„10. Alex Kande 
Mupompa, 
ehemaliger 
Gouverneur der 
Provinz Kasai 
Central 

alias Alexandre Kande 
Mupomba; Kande-Mupompa. 

Geburtsdatum: 23.9.1950. 

Geburtsort: Kananga (DRK). 

Reisepass(DRK) Nr.: 
OP 0024910 (gültig vom 
21.3.2016 bis 20.3.2021). 

Anschrift: 
Messidorlaan 217/25, 
1180 Uccle, Belgien 

Staatsangehörigkeit: 
Demokratische Republik 
Kongo und Belgien. 

Als Gouverneur der Provinz Kasai 
Central bis Oktober 2017 war Alex 
Kande Mupompa ab August 2016 
verantwortlich für den unverhältnis­
mäßigen Einsatz von Gewalt, ge­
waltsame Repression und außerge­
richtliche Hinrichtungen durch 
Sicherheitskräfte und die PNC in der 
Provinz Kasai Central, einschließlich 
von Tötungen im Distrikt Dibaya im 
Februar 2017. 

Alex Kande Mupompa war daher an 
der Planung, Steuerung oder Bege­
hung von Handlungen in der Demo­
kratischen Republik Kongo beteiligt, 
die schwere Menschenrechtsverlet­
zungen darstellen. 

29.5.2017 

12. Lambert Mende, 
Minister für 
Kommunikation und 
Medien sowie 
Regierungssprecher 

alias Lambert Mende 
Omalanga 

Geburtsdatum: 11.2.1953. 
Geburtsort: Okolo (DRK). 

Diplomatenpass-Nr.: 
DB0001939 (ausgestellt 
4.5.2017 — gültig bis 
3.5.2022). 

Staatsangehörigkeit: 
Demokratische Republik 
Kongo. 

Als Minister für Kommunikation und 
Medien seit 2008 ist Lambert Mende 
für die repressive Medienpolitik in 
der Demokratischen Republik Kongo 
verantwortlich, die gegen die Mei­
nungs- und Informationsfreiheit ver­
stößt und eine einvernehmliche und 
friedliche Lösung für Wahlen in der 
Demokratischen Republik Kongo un­
tergräbt. Am 12. November 2016 hat 
er ein Dekret erlassen, das die Mög­
lichkeit ausländischer Medien, in der 
Demokratischen Republik Kongo zu 
senden, einschränkt. 

Unter Verstoß gegen die politische Ei­
nigung zwischen der Präsidenten­
mehrheit und den Oppositionspar­
teien vom 31. Dezember 2016 
wurden die Sendungen einer Reihe 
von Medien für mehrere Monate wei­
terhin unterbunden. 

In seiner Funktion als Minister für 
Kommunikation und Medien ist Lam­
bert Mende daher für die Behinde­
rung einer einvernehmlichen und 
friedlichen Lösung für Wahlen in der 
Demokratischen Republik Kongo un­
ter anderem durch Gewaltakte, Re­
pression oder Aufstachelung zur Ge­
walt oder durch die Untergrabung der 
Rechtsstaatlichkeit verantwortlich. 

29.5.2017“   
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                                                                                                                        Anlage 3  

Deutsche Bundesbank          
Servicezentrum Finanzsanktionen 
 
 

Hinweise für Rückmeldungen bei Abfragen zu Finanzsanktionsrechtsakten 
 
 

Bitte beachten Sie für Ihre Rückmeldung die folgenden Hinweise:  
 
- Antworten Sie grundsätzlich per E-Mail (möglichst mit Antwortfunktion zu diesem 

Mail). Ergänzen Sie beim Antwort-Mail in der von uns vorgegebenen Thema-
/Betreff-Zeile hinter der Position „Meldung“ entweder „Fehlanzeige“ oder 
„siehe gesonderte Meldung“.  

 
- Fügen Sie Ihre Bankleitzahl in der Thema-/Betreff-Zeile am dafür vorgese-

henen Platz ein.  
 
- Muster für die Thema-/Betreff-Zeile Ihres Antwort-Mails: 
 

Rundschreiben Nr. 31/2018, Meldung: Fehlanzeige, BLZ: xxxxxxxx 
 
oder  
 
Rundschreiben Nr. 31/2018, Meldung: Siehe gesonderte Meldung, 
BLZ: xxxxxxxx 
 

- Sofern Sie nicht die Antwortfunktion nutzen, gestalten Sie die Thema-/Betreff-
Zeile Ihres Mails gemäß diesen Vorgaben und senden Sie Ihre Meldung an die 
ausschließlich für Abfragen vorgesehene E-Mail-Adresse  

 
sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de 

 
- Die Erfassung Ihrer Meldung erfolgt elektronisch und ist begrenzt auf die 

vorbezeichneten Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile. Sofern Sie für mehre-
re Institute (BLZ) Auskünfte erteilen, ist insoweit für jedes Institut eine ge-
sonderte Anzeige abzugeben. Ferner ist die Meldung stets für jedes Rund-
schreiben getrennt zu erstatten. Sonstige über die Angaben in der Thema-/ 
Betreff-Zeile hinausgehenden weiteren Mitteilungen sind als separates Mail 
an die allgemeine E-Mail-Adresse: sz.finanzsanktionen@bundesbank.de zu 
richten. 

 
- Sollten Sie ausnahmsweise Ihre Rückmeldung per Telefax senden, gestalten Sie 

bitte die Thema-/Betreff-Zeile ebenfalls gemäß den oben angeführten Vorgaben 
und übermitteln Sie Ihr Dokument an die eigens hierfür eingerichtete 

Fax-Nr. 069 709097- 3801 
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